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Allgemeine Verkaufsbedingungen (AVB) 

 

§ 1 Geltungsbereich, Form 

(1) Die vorliegenden Allgemeinen Verkaufsbedingungen (AVB) gelten für sämtliche 
unsere Geschäftsbeziehungen mit unseren Kunden („Käufer“). Die AVB gelten nur, 
wenn der Käufer Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist.  

(2) Die AVB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf und/oder die Liefe-
rung beweglicher Sachen („Ware“), ohne Rücksicht darauf, ob wir die Ware selbst 
herstellen oder bei Zulieferern einkaufen (§§ 433, 651 BGB). Sofern nichts anderes 
vereinbart ist, gelten die AVB in der zum Zeitpunkt der Bestellung des Käufers gülti-
gen bzw. jedenfalls in der ihm zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung als Rahmen-
vereinbarung auch für gleichartige künftige Verträge mit demselben Käufer, ohne 
dass wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen müsste. Über Änderungen wer-
den wir den Käufer in diesem Fall unverzüglich benachrichtigen.  

(3) Unsere AVB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder ergän-
zende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Käufers werden nur dann und insoweit 
Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich zugestimmt haben. Dieses 
Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in 
Kenntnis der AGB des Käufers die Lieferung an ihn vorbehaltlos ausführen.  

(4) Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Käufer (einschließ-
lich Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor 
diesen AVB. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Gegen-
beweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. die schriftliche Bestätigung maßgebend.  

(5) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Käufers in Bezug auf den Ver-
trag (z.B. Fristsetzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder Minderung), sind schriftlich, 
d.h. in Schrift- oder Textform (z.B. Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche 
Formvorschriften und weitere Nachweise insbesondere bei Zweifeln über die Legiti-
mation des Erklärenden bleiben unberührt.  

(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Be-
deutung. Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vor-
schriften, soweit sie in diesen AVB nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich 
ausgeschlossen werden.  

§ 2 Vertragsschluss 

(1) Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrück-
lich als verbindlich gekennzeichnet sind oder eine bestimmte Annahmefrist enthalten. 
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Dies gilt auch, wenn wir dem Käufer Kataloge, technische Dokumentationen (z.B. 
Zeichnungen, Pläne, Berechnungen, Kalkulationen, Verweisungen auf DIN-Normen), 
sonstige Produktbeschreibungen oder Unterlagen – auch in elektronischer Form – 
überlassen haben, an denen er sich Eigentums- und Urheberrechte vorbehält. Wir 
behalten uns das Recht vor, zu jeder Zeit Änderungen an den in seinen Katalogen 
und Prospekten aufgeführten Waren, Darstellungen, Beschreibungen und Spezifika-
tionen vorzunehmen. Dies gilt auch für Format, Form, Farbe, Größe und Material.  

(2) Allein maßgeblich für die Rechtsbeziehungen zwischen Verkäufer und Käufer ist 
der schriftlich geschlossene Kaufvertrag, einschließlich dieser Allgemeinen Ver-
kaufsbedingungen. Dieser gibt alle Abreden zwischen den Vertragsparteien zum Ver-
tragsgegenstand vollständig wieder. Mündliche Zusagen von uns vor Abschluss die-
ses Vertrages sind rechtlich unverbindlich und mündliche Abreden der Vertragspar-
teien werden durch den schriftlichen Vertrag ersetzt, sofern sich nicht jeweils aus-
drücklich aus ihnen ergibt, dass sie verbindlich fortgelten 

(3) Die Bestellung der Ware durch den Käufer gilt als verbindliches Vertragsangebot. 
Sofern sich aus der Bestellung nichts anderes ergibt, sind wir berechtigt, dieses Ver-
tragsangebot innerhalb von 14 Tagen nach seinem Zugang bei ihm anzunehmen.  

(4) Die Annahme kann entweder schriftlich (z.B. durch Auftragsbestätigung) oder 
durch Auslieferung der Ware an den Käufer erklärt werden. 

 

§ 3 Lieferfrist und Lieferverzug 

(1) Die Lieferfrist wird individuell vereinbart bzw. von uns bei Annahme der Bestel-
lung angegeben. Sofern dies nicht der Fall ist, beträgt die Lieferfrist ca. 6 Wochen ab 
Vertragsschluss.  

(2) Die Lieferfristen sind unverbindlich, es sei denn, wir stimmen den festen Fristen 
ausdrücklich zu. Sie beginnen, wenn vorliegende Voraussetzungen erfüllt sind: un-
eingeschränkte Annahme des Auftrags durch uns, Vorliegen sämtlicher Informatio-
nen bei uns, die für die Durchführung des Vertrages erforderlich sind und vom Käufer 
gestellt werden müssen, Erhalt der Anzahlung in der Höhe, die sich aus dem Kauf-
vertrag ergibt.  

 (3) Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die wir nicht zu vertreten ha-
ben, nicht einhalten können (Nichtverfügbarkeit der Leistung), werden wir den Käufer 
hierüber unverzüglich informieren und gleichzeitig die voraussichtliche, neue Liefer-
frist mitteilen. Ist die Leistung auch innerhalb der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, 
sind wir berechtigt, ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten; eine bereits er-
brachte Gegenleistung des Käufers wird von uns unverzüglich erstattet. Als Fall der 
Nichtverfügbarkeit der Leistung in diesem Sinne gilt insbesondere die nicht rechtzei-
tige Selbstbelieferung durch dessen Zulieferer, wenn der wir ein kongruentes De-
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ckungsgeschäft abgeschlossen haben, weder uns noch unseren Zulieferer ein Ver-
schulden trifft oder wir im Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet sind.  

(4) Wir sind von der Verpflichtung zur Lieferung befreit für die Dauer höherer Gewalt 
oder Ereignissen auf unserem Firmengelände/unserer Zulieferer, die seine Ge-
schäftstätigkeit beeinträchtigen (z.B. Feuer, Streik, Krieg, Flut, Unterbrechung oder 
Verzug der Beschaffung von Rohstoffen, Bauteilen, Energie etc.). 

(5) Der Eintritt unseres Lieferverzugs bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten. In jedem Fall ist aber eine Mahnung durch den Käufer erforderlich. Im Falle des 
Lieferverzugs kann der Käufer pauschalisierten Ersatz seines Verzugsschadens ver-
langen. Die Pauschale beträgt für jede vollendete Kalenderwoche 0,5% des Netto-
preises (Lieferwert), insgesamt jedoch höchstens 5 % des Lieferwerts der verspätet 
gelieferten Ware. Uns der Nachweis vorbehalten, dass dem Käufer gar kein Schaden 
oder nur ein wesentlich geringerer Schaden als die genannte Pauschale entstanden 
ist.  

(6) Die Rechte des Käufers gem. § 8 dieser AVB und die gesetzlichen Rechte des 
Verkäufers, insbesondere bei einem Ausschluss der Leistungspflicht (z.B. aufgrund 
Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der Leistung und/oder Nacherfüllung), bleiben 
unberührt.  

 

§ 4 Lieferung, Gefahrübergang, Abnahme, Annahmeverzug 

(1) Die Lieferung erfolgt ab unserem Lager, wo auch der Erfüllungsort für die Liefe-
rung und eine etwaige Nacherfüllung ist. Auf Verlangen und Kosten des Käufers wird 
die Ware an einen anderen Bestimmungsort versandt (Versendungskauf).  

(2) Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind wir berechtigt, die Art der Versen-
dung (insbesondere Transportunternehmen, Versandweg, Verpackung) selbst zu 
bestimmen. Die im Angebot angegebenen Preise beziehen sich auf unsere Stan-
dardverpackung. Sollte der Käufer eine andere Verpackung als die üblicherweise von 
uns genutzte Verpackung verlangen, so trägt er die Kosten. Wir nehmen in keinem 
Fall die Verpackungen zurück.  

(3) Wir sind nur zu Teillieferungen berechtigt, wenn 

• die Teillieferung für den Käufer im Rahmen des vertraglichen Bestimmungs-
zwecks verwendbar ist, 

• die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt ist und 

• dem Käufer hierdurch kein erheblicher Mehraufwand oder zusätzliche Kosten 
entstehen (es sei denn, wir erklären uns zur Übernahme dieser Kosten bereit) 
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(4) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der 
Ware geht spätestens mit der Übergabe auf den Käufer über. Beim Versendungskauf 
geht jedoch die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechte-
rung der Ware sowie die Verzögerungsgefahr bereits mit Auslieferung der Ware an 
den Spediteur, den Frachtführer oder der sonst zur Ausführung der Versendung be-
stimmten Person oder Anstalt über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für 
den Gefahrübergang maßgebend. Auch im Übrigen gelten für eine vereinbarte Ab-
nahme die gesetzlichen Vorschriften des Werkvertragsrechts entsprechend. Der 
Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn der Käufer im Verzug der Annahme 
ist.  

(5) Kommt der Käufer in Annahmeverzug, unterlässt er eine Mitwirkungshandlung 
oder verzögert sich die verkäufereigene Lieferung aus anderen, vom Käufer zu ver-
tretenden Gründen, so sind wir berechtigt, Ersatz des hieraus entstehenden Scha-
dens einschließlich Mehraufwendungen (z.B. Lagerkosten) zu verlangen oder nach 
fruchtlosem Ablauf einer von uns gesetzten angemessenen Nachfrist vom Vertrag 
zurückzutreten. Der Nachweis eines höheren Schadens und die gesetzlichen An-
sprüche (insbesondere Ersatz von Mehraufwendungen, angemessene Entschädi-
gung, Kündigung) des Verkäufers bleiben unberührt. Dem Käufer bleibt der Nach-
weis gestattet, dass uns überhaupt kein oder nur ein wesentlich geringerer Schaden 
entstanden ist.  

 

§ 5 Preise und Zahlungsbedingungen 

(1) Sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist, gelten die jeweils zum Zeitpunkt 
des Vertragsschlusses aktuellen Preise, die in unseren Preislisten enthalten sind, 
und zwar ab Lager, zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. Mehr- oder Sonderleistungen 
werden gesondert berechnet. Eine Ausnahme besteht nur, wenn wir ein gesondertes 
Angebot gemacht haben. Für diesen Fall beziehen sich die Konditionen ausschließ-
lich auf die im Angebot enthaltenen Produkte und bleiben, sofern keine andere Reg-
lung vereinbart wurde, für einen Monat gültig.  

(2) Auf Bestellungen mit einem Nettowert kleiner als 50,00 EUR berechnen wir einen 
Minderwertzuschlag i.H.v. 10,00 €. 

(3) Beim Versendungskauf (§ 4 Abs. 1) trägt der Käufer die Transportkosten ab La-
ger und die Kosten einer ggf. vom Käufer gewünschten Transportversicherung. So-
fern wir nicht die im Einzelfall tatsächlich entstandenen Transportkosten in Rechnung 
stellen, gilt eine Transportkostenpauschale (ausschließlich Transportversicherung) 
i.H.v 7,50 EUR als vereinbart. Etwaige Zölle, Gebühren, Steuern und sonstige öffent-
liche Abgaben trägt der Käufer.  

(4) Der Kaufpreis ist fällig und zu zahlen in Euro innerhalb von 30 Tagen ab Rech-
nungsstellung und Lieferung bzw. Abnahme der Ware. Wir sind jedoch, auch im 
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Rahmen einer laufenden Geschäftsbeziehung, jederzeit berechtigt, eine Lieferung 
ganz oder teilweise nur gegen Vorkasse durchzuführen. Einen entsprechenden Vor-
behalt erklären wir spätestens mit der Auftragsbestätigung.  

(5) Mit Ablauf vorstehender Zahlungsfrist kommt der Käufer in Verzug. Der Kaufpreis 
ist während des Verzugs zum jeweils geltenden gesetzlichen Verzugszinssatz zu 
verzinsen. Wir behalten uns die Geltendmachung eines weitergehenden Verzugs-
schadens vor. Gegenüber Kaufleuten bleibt Anspruch auf den kaufmännischen Fäl-
ligkeitszins (§ 353 HGB) unberührt. 

(6) Sollte der Käufer im Falle eine Ratenzahlungsvereinbarung mit einer Rate in Ver-
zug geraten, so werden die gesamten geschuldeten Beträge sofort fällig. Zudem be-
halten wir uns das Recht vor, die Erfüllung unserer eigenen Verpflichtungen auszu-
setzen, bis der Kaufpreis vollständig beglichen wurde.  

(7) Wenn der Zahlungsverzug 30 Tage überschreitet und der Käufer nicht innerhalb 
von 8 Tagen auf ein formales Mahnschreiben reagiert hat, haben wir neben den ge-
setzlich normierten Rechten ein zusätzliches Rücktrittsrecht.  

(8) Dem Käufer stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte nur insoweit zu, 
als sein Anspruch rechtskräftig festgestellt oder unbestritten ist. Bei Mängeln der Lie-
ferung bleiben die Gegenrechte des Käufers insbesondere gem. § 7 Abs. 6 Satz 2 
dieser AVB unberührt.  

(9) Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z.B. durch Antrag auf Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens), dass der Anspruch auf den Kaufpreis durch mangelnde 
Leistungsfähigkeit des Käufers gefährdet wird, so sind wir nach den gesetzlichen 
Vorschriften zur Leistungsverweigerung und – gegebenenfalls nach Fristsetzung – 
zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen über die Herstel-
lung unvertretbarer Sachen (Einzelanfertigungen) können wir den Rücktritt sofort er-
klären; die gesetzlichen Regelungen über die Entbehrlichkeit der Fristsetzung bleiben 
unberührt.  

§ 6 Eigentumsvorbehalt 

(1) Bis zur vollständigen Bezahlung aller gegenwärtigen und künftigen Forderungen 
aus dem Kaufvertrag und einer laufenden Geschäftsbeziehung (gesicherte Forde-
rungen) halten wir uns das Eigentum an den verkauften Waren vor. Bei laufender 
Rechnung gilt das vorbehaltene Eigentum zur Sicherung der dem Verkäufer zu-
stehenden Saldoforderung.  

(2) Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren dürfen vor vollständiger Bezah-
lung der gesicherten Forderungen weder an Dritte verpfändet, noch zur Sicherheit 
übereignet werden noch dürfen sonstige Verfügungen getroffen werden, die unser 
Eigentum gefährden. Der Käufer hat uns unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, 
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wenn ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt oder soweit Zugrif-
fe Dritter (z.B. Pfändungen) auf unsere Waren erfolgen. 

(3) Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers, insbesondere bei Nichtzahlung des 
fälligen Kaufpreises, sind wir berechtigt, nach den gesetzlichen Vorschriften vom Ver-
trag zurückzutreten oder/und die Ware auf Grund des Eigentumsvorbehalts heraus 
zu verlangen. Das Herausgabeverlangen beinhaltet nicht zugleich die Erklärung des 
Rücktritts; wir sind vielmehr berechtigt, lediglich die Ware heraus zu verlangen und 
sich den Rücktritt vorzubehalten. Zahlt der Käufer den fälligen Kaufpreis nicht, dürfen 
wir diese Rechte nur geltend machen, wenn wir dem Käufer zuvor erfolglos eine an-
gemessene Frist zur Zahlung gesetzt haben oder eine derartige Fristsetzung nach 
den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist.  

(4) Der Käufer ist bis auf Widerruf gemäß unten (c) befugt, die unter Eigentumsvor-
behalt stehenden Waren im ordnungsgemäßen Geschäftsgang weiter zu veräußern 
und/oder zu verarbeiten. In diesem Fall gelten ergänzend die nachfolgenden Best-
immungen: 

(a) Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die durch Verarbeitung, Vermischung 
oder Verbindung der jeweiligen Waren entstehenden Erzeugnisse zu deren vollem 
Wert, wobei der wir als Hersteller gelten. Bleibt bei einer Verarbeitung, Vermischung 
oder Verbindung mit Waren Dritter deren Eigentumsrecht bestehen, so erwerben wir 
Miteigentum im Verhältnis der Rechnungswerte der verarbeiteten, vermischten oder 
verbundenen Waren. Im Übrigen gilt für das entstehende Erzeugnis das Gleiche wie 
für die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware.  

(b) Die aus dem Weiterverkauf der Ware oder des Erzeugnisses entstehenden For-
derungen gegen Dritte tritt der Käufer schon jetzt insgesamt bzw. in Höhe des etwai-
gen Miteigentumsanteils gemäß vorstehendem Absatz zur Sicherheit an uns ab. Wir 
nehmen die Abtretung an. Die in Abs. 2 genannten Pflichten des Käufers gelten auch 
in Ansehung der abgetretenen Forderungen. 

(c) Zur Einziehung der Forderung bleibt der Käufer weiterhin ermächtigt. Wir ver-
pflichten uns, die Forderung nicht einzuziehen, solange der Käufer seinen Zahlungs-
verpflichtungen uns gegenüber nachkommt, kein Antrag auf Eröffnung des Insol-
venzverfahrens gestellt ist, kein Mangel seiner Leistungsfähigkeit vorliegt und wir den 
Eigentumsvorbehalt nicht durch Ausübung eines Rechts gem. Abs. 3 geltend ma-
chen. Ist dies der Fall, so können wir verlangen, dass der Käufer uns die abgetrete-
nen Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen 
Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern 
(Dritten) die Abtretung mitteilt. Außerdem sind wir in diesem Fall berechtigt, die Be-
fugnis des Käufers zur weiteren Veräußerung und Verarbeitung der unter Eigen-
tumsvorbehalt stehenden Waren zu widerrufen. 
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(d) Verbindet der Käufer die Ware mit Grundstücken oder beweglichen Sachen, so 
tritt er, ohne das es weiterer besonderer Erklärungen bedarf, auch seine Forderung, 
die ihm als Vergütung für die  Verbindung zusteht mit allen Nebenrechten siche-
rungshalber in Höhe des Verhältnisses des Wertes der verbundenen Ware zu den 
übrigen Produkten zum Zeitpunkt der Verbindung an uns ab.  

(5) Übersteigt der realisierbare Wert der Sicherheiten seine Forderungen um mehr 
als 10%, werden wir auf Verlangen des Käufers Sicherheiten nach seiner Wahl frei-
geben.  

(6) Der Käufer ist verpflichtet die Waren für die Dauer des Eigentumsvorbehaltes 
sorgfältig zu behandeln und auf unser Verlangen angemessen zu versichern.  

(7) Bei Lieferungen in Länder, in denen die vorstehende Eigentumsvorbehaltsrege-
lung nicht die gleiche Sicherungswirkung hat, wird der Käufer alles tun, um für uns 
unverzüglich entsprechende Sicherungsrechte zu bestellen. Der Käufer wird an 
sämtlichen Maßnahmen, die für die Wirksamkeit und Durchsetzbarkeit der Siche-
rungsrechte förderlich und notwendig sind, mitwirken.  

 

§ 7 Mängelansprüche des Käufers 

(1) Für die Rechte des Käufers bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- 
und Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage oder mangelhafter Montagean-
leitung) gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes be-
stimmt ist. In allen Fällen unberührt bleiben die gesetzlichen Sondervorschriften bei 
Endlieferung der unverarbeiteten Ware an einen Verbraucher, auch wenn dieser sie 
weiterverarbeitet hat (Lieferantenregress gem. §§ 478 BGB). Ansprüche aus Liefe-
rantenregress sind ausgeschlossen, wenn die mangelhafte Ware durch den Käufer 
oder einen anderen Unternehmer, z.B. durch Einbau in ein anderes Produkt, weiter-
verarbeitet wurde.  

(2) Grundlage der Mängelhaftung ist vor allem die über die Beschaffenheit der Ware 
getroffene Vereinbarung. Als Vereinbarung über die Beschaffenheit der Ware gelten 
alle Produktbeschreibungen, die Gegenstand des einzelnen Vertrages sind oder 
(insbesondere in Katalogen oder auf unserer Internet-Homepage) öffentlich bekannt 
gemacht wurden.  

(3) Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart wurde, ist nach der gesetzlichen Rege-
lung zu beurteilen, ob ein Mangel vorliegt oder nicht (§ 434 Abs. 1 S. 2 und 3 BGB). 
Für öffentliche Äußerungen des Herstellers oder sonstiger Dritter (z.B. Werbeaussa-
gen) übernehmen wir jedoch keine Haftung.  

(4) Die Verpflichtung zur Nacherfüllung besteht nicht, wenn: 
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• die Ware nicht gemäß unseren Anweisungen oder, falls solche Anweisungen 
nicht erteilt wurden, der im jeweiligen Bereich allgemein üblichen Vorgehens-
weise genutzt wurden oder 

• die Mangelhaftigkeit auf unsachgemäße Lagerbedingungen zurückzuführen 
ist, oder  

• die Mangelhaftigkeit darauf beruht, dass unsere Installations- oder Energie-
versorgungsanweisungen nicht eingehalten wurden.  

Die Gewährleistung ist ferner ausgeschlossen für Verbrauchsmaterialien sowie für 
Ersatz- oder Reparaturarbeiten, die auf den normalen Verschließ der Produkte zu-
rückzuführen sind oder auf Beschädigungen und Unfälle aufgrund von unzureichen-
den Überwachung der Waren oder einer Verwendung der Waren, die nicht unseren 
Zweck und/oder den Anweisungen entspricht. Die Gewährleistung kann ferner entfal-
len, wenn vom Käufer ohne unsere ausdrückliche Zustimmung Veränderungen an 
den Waren vorgenommen wurden.  

(5) Die Mängelansprüche des Käufers setzen voraus, dass er seinen gesetzlichen 
Untersuchungs- und Rügepflichten (§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Zeigt sich 
bei der Lieferung, der Untersuchung oder zu irgendeinem späteren Zeitpunkt ein 
Mangel, so ist uns hiervon unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. In jedem Fall 
sind offensichtliche Mängel innerhalb von 10 Arbeitstagen ab Lieferung und bei der 
Untersuchung nicht erkennbare Mängel innerhalb der gleichen Frist ab Entdeckung 
schriftlich anzuzeigen. Versäumt der Käufer die ordnungsgemäße Untersuchung 
und/oder Mängelanzeige, ist die Haftung für den nicht bzw. nicht rechtzeitig oder 
nicht ordnungsgemäß angezeigten Mangel nach den gesetzlichen Vorschriften aus-
geschlossen. 

(6) Ist die gelieferte Sache mangelhaft, können wir zunächst wählen, ob wir Nacher-
füllung durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer 
mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) leisten. Unser Recht, die Nacherfüllung unter 
den gesetzlichen Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt.  

(7) Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu machen, 
dass der Käufer den fälligen Kaufpreis bezahlt. Der Käufer ist jedoch berechtigt, ei-
nen im Verhältnis zum Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzubehal-
ten.  

(8) Der Käufer hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit und Ge-
legenheit zu geben, insbesondere die beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu 
übergeben. Im Falle der Ersatzlieferung hat der Käufer die mangelhafte Sache nach 
den gesetzlichen Vorschriften an uns zurückzugeben. Die Nacherfüllung beinhaltet 
weder den Ausbau der mangelhaften Sache noch den erneuten Einbau, wenn wir 
ursprünglich nicht zum Einbau verpflichtet waren.  
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(9) Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, 
insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten sowie ggf. Ausbau- 
und Einbaukosten tragen bzw. erstattet der Verkäufer nach Maßgabe der gesetzli-
chen Regelung, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. Andernfalls können wir vom 
Käufer die aus dem unberechtigten Mangelbeseitigungsverlangen entstandenen 
Kosten (insbesondere Prüf- und Transportkosten) ersetzt verlangen, es sei denn, die 
fehlende Mangelhaftigkeit war für den Käufer nicht erkennbar.  

(10) In dringenden Fällen, z.B. bei Gefährdung der Betriebssicherheit oder zur Ab-
wehr unverhältnismäßiger Schäden, hat der Käufer das Recht, den Mangel selbst zu 
beseitigen und von uns Ersatz der hierzu objektiv erforderlichen Aufwendungen zu 
verlangen. Von einer derartigen Selbstvornahme sind wir unverzüglich, nach Mög-
lichkeit vorher, zu benachrichtigen. Das Selbstvornahmerecht besteht nicht, wenn wir 
berechtigt wären, eine entsprechende Nacherfüllung nach den gesetzlichen Vor-
schriften zu verweigern.  

(11) Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder eine für die Nacherfüllung vom 
Käufer zu setzende angemessene Frist erfolglos abgelaufen oder nach den gesetzli-
chen Vorschriften entbehrlich ist, kann der Käufer vom Kaufvertrag zurücktreten oder 
den Kaufpreis mindern. Bei einem unerheblichen Mangel besteht jedoch kein Rück-
trittsrecht.  

(12) Ansprüche des Käufers auf Schadensersatz bzw. Ersatz vergeblicher Aufwen-
dungen bestehen auch bei Mängeln nur nach Maßgabe von § 8 und sind im Übrigen 
ausgeschlossen.  

§ 8 Sonstige Haftung 

(1) Soweit sich aus diesen AVB einschließlich der nachfolgenden Bestimmungen 
nichts anderes ergibt, haften wir bei einer Verletzung von vertraglichen und außerver-
traglichen Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften.  

(2) Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund – im Rahmen 
der Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahr-
lässigkeit haftet der Verkäufer vorbehaltlich eines milderen Haftungsmaßstabs nach 
gesetzlichen Vorschriften (z.B. für Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten) nur 

a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit,  

b) für Schäden aus der nicht unerheblichen Verletzung einer wesentlichen Vertrags-
pflicht (Verpflichtung, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Ver-
trags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regel-
mäßig vertraut und vertrauen darf); in diesem Fall ist die Haftung jedoch auf den Er-
satz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schadens begrenzt.  
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(3) Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten auch bei 
Pflichtverletzungen durch bzw. zugunsten von Personen, deren Verschulden der 
Verkäufer nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten hat. Sie gelten nicht, soweit 
der Verkäufer einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Be-
schaffenheit der Ware übernommen hat und für Ansprüche des Käufers nach dem 
Produkthaftungsgesetz.  

(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Käu-
fer nur zurücktreten oder kündigen, wenn der Verkäufer die Pflichtverletzung zu ver-
treten hat. Ein freies Kündigungsrecht des Käufers (insbesondere gem. §§ 651, 649 
BGB) wird ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Voraussetzungen 
und Rechtsfolgen.  

(5) Ein Ausschluss oder eine Beschränkung der Haftung des Verkäufers gilt auch für 
die gesetzlichen Vertreter und Erfüllungsgehilfen es Verkäufers.  

 

§ 9 Verjährung 

(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist 
für Ansprüche aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. Soweit eine 
Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme. Ist das Lieferda-
tum für die betreffenden Waren nicht feststellbar, so beginnt die Verjährungsfrist ab 
dem auf dem jeweiligen Produkt angegebenen Code des Herstellungsdatums, in die-
sem Fall verlängert sich unsere Gewährleistung um 6 Monate.  

(2) Handelt es sich bei der Ware jedoch um ein Bauwerk oder eine Sache, die ent-
sprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet worden ist 
und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat (Baustoff), beträgt die Verjährungsfrist 
gemäß der gesetzlichen Regelung 5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB). 
Unberührt bleiben auch weitere gesetzliche Sonderregelungen zur Verjährung (ins-
bes. § 438 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3, §§ 444, 445b BGB). 

(3) Eine Nacherfüllung, Nachlieferung, Reparatur, Änderung oder Ersatzvornahme an 
der Ware oder Teilen dessen während der Verjährungsfrist führt nicht zu einem Neu-
beginn oder einer Verlängerung der Verjährungsfrist.  

(4) Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch für vertragliche 
und außervertragliche Schadensersatzansprüche des Käufers, die auf einem Mangel 
der Ware beruhen, es sei denn die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Ver-
jährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. 
Schadensersatzansprüche des Käufers gem. § 8 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2(a) sowie 
nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren jedoch ausschließlich nach den gesetzli-
chen Verjährungsfristen.  
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§ 10 Ausfuhrkontrolle 

(1) Wir bestätigen und erklären uns für den Fall, dass der der Käufer seine Produkte 
an Dritte überträgt, einverstanden, dass der Käufer (einschließlich seiner leitenden 
Angestellten, Mitarbeiter, Vertreter und Bevollmächtigten) für die Einhaltung aller an-
wendbaren nationalen und internationalen Ausfuhr- und Wiederausfuhr-
Kontrollgesetze und Kontrollbestimmungen verantwortlich ist und der Käufer alle et-
waigen für die Ausfuhr, Wiederausfuhr oder Einfuhr von Waren erforderlichen Ge-
nehmigungen einzuholen hat. 

(2) Sofern angefordert, hat der Käufer uns unverzüglich alle Informationen in Bezug 
auf den Endkunden den genauen Bestimmungsort und die beabsichtigte Verwen-
dung der von uns zur Verfügung gestellten Produkte mitzuteilen. 

 

§	11	Geistiges	Eigentum/Vertraulichkeit	

(1)	Wir	sind	unter	keinen	Umständen	verpflichtet,	unsere	Fertigungs-	und	Produktsumset-
zungspläne	zur	Verfügung	zu	stellen;	auch	dann	nicht,	wenn	die	Produkte	mit	einem	Installa-
tiondiagramm	geliefert	werden.	Die	dem	Käufer	gegebenenfalls	zur	Verfügung	gestellten	
Designs,	Dokumente	und	Codes	verbleiben	in	unserem	alleinigen	Eigentum	und	sind	streng	
vertraulich.		
(2)	Die	in	den	Waren	beinhaltete	Technologie	sowie	das	jeweilige	Know-how	–	gleich	ob	pa-
tentiert	oder	nicht	–	sowie	sämtliche	gewerblichen	und	geistigen	Eigentumsrechte	an	den	
Produkten	stehen	und	verbleibe	in	unserem	alleinigen	Eigentum.	Sämtliche	damit	verbun-
dene	Informationen	sind	vom	Käufer	streng	vertraulich	zu	behandeln,	einschließlich	der	in	
den	Zeichnungen	und	Dokumenten	enthaltenen	Informationen,	die	gegebenenfalls	mitgelie-
fert	werden.	
(3)	Dementsprechend	verpflichtet	sich	der	Käufer,	besagte	Informationen	nicht	an	Dritte	
weiterzugeben,	ob	willentlich	oder	nicht	und	des	Weiteren	diese	nur	für	die	Betriebs-	und	
Wartungsanforderungen	der	Produkte	zu	verwenden.		
(4)	Das	Recht	zur	Herstellung	von	Ersatzteilen	oder	eine	entsprechende	Beauftragung	Dritter	
ist	ausgeschlossen.	
(5)	Der	Käufer	verpflichtet	sich,	die	Bedingungen	des	Angebots	sowie	die	jeweils	in	der	bei-
liegenden	Dokumentation	enthaltenen	Gebrauchsanweisung	des	Produkts	des	Verkäufers	
einzuhalten.		

§	12	Datenschutz	

(1)	Wir	behalten	uns	das	Recht	vor,	die	Daten	des	Verkäufers	für	unsere	eigenen	Zwecke	
gemäß	den	geltenden	Datschenschutzbestimmungen	zu	speichern	und	zu	verarbeiten.	
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(2)	Der	Verkäufer	seiner	leitenden	Angestellten,	Mitarbeiter,	Vertreter	und	Bevollmächtigten	
werden	alle	auf	uns	bezogenen	Informationen	und	Daten	sowie	den	Liefervertrag	sicher	
verwahren.		

§	13	Werbung	

Auf	die	mit	uns	bestehenden	Geschäftsverbindungen	darf	nicht	zu	Werbezwecken	hingewie-
sen	werden,	es	sei	denn	wir	haben	schriftlich	zugestimmt.	

	

	

§	14	Änderungen	dieser	Allgemeinen	Geschäftsbedingungen	

Wir	sind	berechtigt,	diese	Bedingungen	jederzeit	zu	ändern.	Wir	werden	den	Verkäufer	über	
durchgeführte	Änderungen	benachrichtigen	(z.B.	per	E-Mail)	und	auf	die	geänderte	Version,	
die	im	Internet	unter	http://www.qles.style	verfügbar	ist,	hinweisen.	Sollten	innerhalb	eines	
Monats	nach	Versand	der	Benachrichtigung	keine	Einwände	vom	Verkäufer	in	schriftlicher	
Form	bei	uns	eingehen,	gelten	die	Änderungen,	unabhängig	etwaiger	Unterschrif-
ten/Bestätigungen	des	Verkäufers,	als	von	diesem	genehmigt.	

	

§ 15 Umweltauflagen 

(1) Die Parteien, welche in Besitz des Abfalls ist, ist für die ordnungsgemäße Beseiti-
gung und Entsorgung verantwortlich.  

(2) In Bezug auf Produkte, die nach der Veröffentlichung der Liste der zulassungs-
pflichtigen Stoffen im Sinne der RECAH-Verordnung Nr. 1907/2006 und deren aktua-
lisierten Fassungen geliefert worden sind, müssen wir den Käufer gem. Art. 22 Abs. 1 
der Verordnung über unsere Webseite www.qles.style informieren, welche Stoffe in 
einer Konzentration vorhanden sind, die einen Gewichtsanteil von 0,1 % im Vergleich 
zum Gesamtgewicht übersteigt. Diese Informationspflicht besteht, damit gewährleis-
tet ist, dass das betreffende Produkt unter absolut sicheren Umständen genutzt wer-
den kann. Sobald wir über Änderungen an der Zusammensetzung der Waren/Artikel 
Kenntnis erlangen, haben wir diese dem Käufer über dieselbe Website mitzuteilen. 

(3) Wir gewährleisten hiermit, dass die Substanzen, ob einzeln oder als Teil von Mit-
teln oder Produkten, die in den betreffenden Produktionsablauf integriert worden 
sind, im Einklang mit den Vorschriften bzgl. Registrierung, Genehmigung und Be-
schränkung gebraucht worden sind. 
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§ 17 Rechtswahl und Gerichtsstand 

(1) Für diese AVB und die Vertragsbeziehung zwischen uns und dem Käufer gilt das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss internationalen Einheits-
rechts, insbesondere des UN-Kaufrechts.  

(2) Ist der Käufer Kaufmann i.S.d Handelsgesetzbuchs, juristische Person des öffent-
lichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher – 
auch internationaler Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittel-
bar oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten unser Geschäftssitz in Dortmund. Ent-
sprechendes gilt, wenn der Käufer Unternehmer i.S.v. § 14 BGB ist. Wir sind jedoch 
in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung gemäß 
diesen AVB bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder am allgemeinen Gerichts-
stand des Käufers zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu 
ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 

 

§ 18 Salvatorische Klausel 

Soweit der Vertrag oder diese Allgemeinen Lieferbedingungen Regelungslücken ent-
halten, gelten zur Ausfüllung dieser Lücken diejenigen rechtlich wirksamen Regelun-
gen als vereinbart, welche die Vertragspartner nach den wirtschaftlichen Zielsetzun-
gen des Vertrages und dem Zweck dieser Allgemeinen Lieferbedingungen vereinbart 
hätten, wenn sie die Regelungslücke gekannt hätten 
	


